Gefes- Sammlung 
fü die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


ae Ne 9853 - 


(Nr. 5288.) Revidirtes Reglement der Immobiliar⸗Feuerſozietaͤt der ſaͤmmtlichen Staͤdte 
des Regierungsbezirks Koͤnigsberg, mit Ausnahme von Koͤnigsberg und 
Memel, und des Regierungsbezirks Gumbinnen. Vom 18. November 1860, 


Im Namen Sr. Majeſtät des Königs. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 
Regent, i 
haben das fuͤr die Feuerſozietaͤt der ſaͤmmtlichen Staͤdte des Regierungsbezirks 


Königsberg, mit Ausſchluß von Königsberg und Memel, beſtehende Reglement 


vom 22. Auguſt 1853. und gleichzeitig das für die Feuerſozietaͤt der Staͤdte 
des Regierungsbezirks Gumbinnen beſtehende Reglement vom 29. April 1838. 
nebft den Zuſatz⸗Verordnungen vom 14. November 1845. und 22. Auguſt 1853. 
einer neuen Reviſion, unter Zuziehung der Deputirten der ſaͤmmtlichen aſſozürten 
Städte, unterwerfen laſſen, und verordnen nach Anhörung des Provinzial⸗ 
Landtages der Provinz Preußen, unter Genehmigung der von den Deputirten 
beſchloſſenen Vereinigung der beiden Sozietaͤten in eine einzige Sozietaͤt und 
unter Aufhebung der oben gedachten Reglements und Zäſag⸗Berordnungen, auf 
den Antrag Unſeres Miniſters des Innern Folgendes: 


St 
Umfang und Zweck der Sozietät. 


Diefe Sozietät umfaßt die ſämmtlichen Städte der Regierungsbezirke 
Koͤnigsberg und Gumbinnen, mit Ausnahme der Städte Königsberg und Memel, 
und fritt, unter Uebernahme aller Rechte und Verbindlichkeiten, ſoweit ſie nicht 
durch dieſes Reglement abgeaͤndert werden, an die Stelle der beiden bisherigen 
getrennten Sozietaͤten für den gedachten Umfang. 

Der Zweck derſelben iſt auf die gegenſeitige Verſicherung von Gebaͤuden 
gegen Feuersgefahr gerichtet, und es wird alſo die Gefahr dergeſtalt gemein⸗ 
ſchaftlich übernommen, daß ſich jeder Theilnehmer zugleich in dem Rechtsver⸗ 


haͤltniſſe eines Verſicherers und eines Verſicherten befindet, als Verſicherer 
N 


Jahrgang 1860. (Nr. 5288.) jedoch 


Ausgegeben zu Berlin den 11. Dezember 1860. 
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jedoch nur mit den ihm nach dem gegenwaͤrtigen Reglement pro rata ſeiner 
Verſicherungsſumme obliegenden Beiträgen verhaftet iſt. 


\ H. 2. 
Ste mpel⸗, Sportel- und Portofreiheit. 


Die Verhandlungen Behufs Verwaltung der Feuerſozietaͤts-Angelegen⸗ 
heiten, die darauf bezügliche Correſpondenz zwiſchen den Behörden und Mit⸗ 
gliedern der Sozietaͤt, die amtlichen Atteſte für die Verſicherungen, ſowie die 
Quittungen uͤber empfangene Brandentſchaͤdigung, ſind vom tarifmaͤßigen Stem⸗ 
pel und von Sporteln entbunden. Bei Prozeſſen Namens der Scozietaͤt find 
diejenigen Gerichtskoſten einſchließlich der Stempel, deren Bezahlung der So⸗ 
zietaͤt obliegt, jedoch mit Ausſchluß der baaren Auslagen ($. 6. des Geſetzes 
vom 10. Mai 1851. uͤber den Anſatz und die Erhebung der Gerichtskoſten, 
Geſetz-Sammlung S. 621.) und der nach früheren Beſtimmungen zu berech⸗ 
nenden Kopialien und Botengebuͤhren, außer Anſatz zu laſſen. 

Zu Vertraͤgen mit einer ſtempelpflichtigen Partei iſt der tarifmaͤßige 
Stempel in dem halben Betrage, zu den 3 der Stempel be⸗ 
glaubigter Abſchriften zu verwenden. b 

Ebenſo ſoll der Sozietaͤt die Portofreiheit in Abſicht aller mit dem Ver⸗ 
merk: „Feuerſozietaͤts-Sachen“ verſehenen und mit öffentlichem Siegel verſchlo⸗ 
ſenen Berichte, Schreiben und Verfuͤgungen, Gelder und Packete zuſtehen, die 
in Feuerſozietaͤts Angelegenheiten zwiſchen den Behörden hin- und hergeſendet 
werden. Privatperſonen und einzelnen Intereſſenten aber kommt die Porto⸗ 
freiheit nicht zu Statten; ſie muͤſſen daher ſowohl ihre Briefe an die Feuer⸗ 
ſozietaͤts⸗Behoͤrden frankiren, als auch das Porto für die an fie ergebenden 
Schreiben entrichten. 


GE: 
Gegenſtand der Verſicherung. 


Die Sozietät darf zur Verſicherung gegen Feuersgefahr nur Gebäude 
aufnehmen, welche innerhalb derjenigen ſtaͤdtiſchen Gemeindebezirke belegen ſind, 
auf welche ſich ihr Verband erſtreckt. Unter dem Worte: „Gebaͤude“ werden 
Baulichkeiten jeder Art und Beſtimmung, einſchließlich der Zaͤune und Beweh⸗ 
rungen, verſtanden. 


ers 
Ausnahmen. 
Es ſollen jedoch: g 
Pulvermuͤhlen und Pulverniederlagen, Zuckerſiedereien und Cichorienfabriken, 
Glas- und Schmelzhuͤtten, Brachſtuben, 
Schmieden, Eiſen- und Kupferhaͤmmer und Hochoͤfen ohne Bedachung von 
Stein oder Metall, SEE 


2 


BB. 


Stuͤckgießereien und Muͤnzgebaͤude, Schwefel⸗ und Salpeterſiedereien, Ter⸗ 
pentin⸗ und Firnißfabriken, Theeröfen, Holz⸗, Soda⸗, Blauſaͤure⸗ und Salz⸗ 
ſaͤurefabriken, Anſtalten zur Fabrikation von Aether, Gas, Phosphor, 
Knallſilber und Knallgold, Glockengießhaͤuſer und Laboratorien der Apo⸗ 
theker, welche nicht allein zum Zwecke der Apotheke dienen, ö 

ee Feuerzeug-, Schießbaumwolle⸗, Parafinz, Zuͤndhuͤtchen⸗ 
abriken, 5 

Gypsbrennereien, Kalkofen, Kienfaamendarren, 

Papierfabriken mit Trocknerei durch Ofenheizung, 


e 


endlich alle andere, den vorſtehenden Gebaͤuden gleichzuftellende Anlagen, 
wegen allzugroßer Feuergefaͤhrlichkeit gar nicht aufgenommen werden duͤrfen. 


Solche Laboratorien, die nur zum Zwecke des Apothekers dienen, koͤnnen 
aufgenommen werden. 


F. 5. 


Die Beſtimmungen des H. 4. beziehen ſich jedoch nicht auf die Wohn⸗ 
und Wirthſchaftsgebaͤude der Beſitzer ſolcher Fabriken oder Anſtalten und ihrer 
Arbeiter und Werkleute, inſofern dieſelben mit den vorgedachten Gebaͤuden in 
keinem unmittelbaren Zuſammenhange ſtehen. 


U 


H. 6. 
Sonſtige Ausſchließung von der Verſicherung. 


Auch andere als die vorgenannten Gebaͤude duͤrfen dann nicht aufge⸗ 
nommen und muͤſſen von der ferneren Verſicherung ausgeſchloſſen werden, wenn 
fie fo baufaͤllig find, daß ihre Bewohnung oder Benutzung polizeilich unterſagt, 
oder ihr Werth bis auf den achten Theil des Neubauwerthes herabgeſunken iſt. 


§. 7. 


Die Sozietätd - Direktion erhält das Recht, aus Gründen, worüber fie 
lediglich den ihr vorgeſetzten Staatsbehoͤrden (H. 107.) Rechenſchaft zu geben 
ſchuldig ift, einzelnen Bewerbern den Eintritt zu verſagen und einzelne Aſſo⸗ 
ziüirte nach dem Ausſpruche der Repraͤſentanten von der ferneren Verſicherung 
auszuſchließen. 

Ein aus den in den vorſtehenden Paragraphen bemerkten Gruͤnden 
verfügter Ausſchluß tritt noͤthigenfalls ohne vorhergegangene Kuͤndigung und 
fogleich mit der dem Auszuſchließenden geſchehenen Eröffnung! in Wirkſamkeit, 
doch hat ein ſolcher Ausgeſchloſſener auch den Beitrag fuͤr die Verſicherung 
nur bis zu dem Tage des Ausſcheidens nach Verhaͤltniß der Zeit zu leiſten, 
und das Mehrgezahlte muß ihm erſtattet werden. 
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H. 8. 
Mo dus der Verſicherung. 


Jedes Gebaͤude muß einzeln, und alſo jedes abgeſonderte Neben⸗ oder 
Hintergebaͤude beſonders verſichert werden. 


§. 9. 
Verſicherungsfreiheit. 


Es beſteht keine Zwangsverpflichtung zur Verſicherung bei dieſer So⸗ 
zietaͤt. 
H. 10. 
Bedingungen. 


Es darf aber kein Gebaͤude, welches anderswo ſchon zu irgend welchem 
Betrage verſichert iſt, bei der Sozietaͤt ganz oder zum Theil aufgenommen, und 
kein bei der letzteren bereits verſichertes Gebaͤude auf irgend eine andere Weiſe 
nochmals, weder ganz noch zum Theil, verſichert werden. Auch duͤrfen die 
Gebäude einer und derſelben Beſitzung nicht bei verſchiedenen Sozietaͤten ver: 
ſichert werden, mit Ausnahme des Falles, daß die anderwaͤrts zu verſichernden 
Gebaͤude nach den Vorſchriften des gegenwaͤrtigen Reglements zur Aufnahme 
bei der Sozietaͤt uͤberhaupt nicht geeignet ſind. f 


. 


Findet es ſich, daß ein bei der Sozietaͤt verſichertes Gebaͤude auch noch 
bei einer anderen Geſellſchaft verſichert iſt, fo wird daſſelbe bei der erſteren ſo⸗ 
fort geloͤſcht, ohne daß dem Verſicherten ein Erlaß oder eine Erſtattung der 
Beitraͤge des laufenden Halbjahres zu Theil wird. 

Im Fall einer doppelten Verſicherung hat der Magiſtrat, ſobald er 
davon Kenntniß erhalten, jederzeit der Staatsanwaltſchaft Mittheilung zu 
machen, damit dieſe pruͤfe, ob Grund zur Einleitung einer Unterſuchung 
vorhanden ſei. g 

$. 12. 

Wenn ein doppelt verſichertes Gebaͤude durch Brand beſchaͤdigt oder 
vernichtet wird, ſo geht der Verſicherte fuͤr ſeine Perſon der ihm ſonſt aus 
der Feuerſozietaͤt zukommenden Brandverguͤtigung verluſtig, ohne daß ſeine 


Verbindlichkeit zur Entrichtung der Feuerkaſſenbeitraͤge bis zum Ablauf des 
Halbjahres, in welchem die Ausſchließung erfolgt, eine Abaͤnderung erlitte. 


$. 13. | 
Der Verſicherte muß von der Verſicherung feines Mobiliars in 10 Ei 
ei 


Pr»: 
bei der Sozietät verſicherten Gebaͤuden, ſobald dieſelbe erfolgt, dem Magiſtrate 


Behufs Anzeige bei der Sozietaͤtsdirektion bei Vermeidung einer zur Sozietaͤts⸗ 
kaſſe fließenden Strafe von 1 bis 50 Rthlrn. Anzeige machen. ; 


H. 14. 
Anfang der Verſicherung. 


Der Eintritt in die Sozietät oder die Erhöhung der Verſicherungsſumme, 
ſoweit ſolche zuläffig iſt, darf zu jeder Zeit ſtattfinden, doch wird der Beitrag 
ſtets von dem erſten Tage des Eintrittsmonats ab bezahlt. 

Die rechtliche Guͤltigkeit der Verſicherung oder Erhoͤhung beginnt von 
der Mitternachtsſtunde, welche auf den Tag folgt, an welchem der nach den 
Beſtimmungen dieſes Reglements vollſtaͤndig eingerichtete und begruͤndete Ver⸗ 
ſicherungsantrag von dem Magiſtrate unter der Adreſſe der Direktion zur Poſt 
gegeben worden iſt. 

Auch wenn die Direktion noch Ausſtellungen in Betreff der Hoͤhe der 
Verſicherungsſumme zu machen haben ſollte, iſt die Verſicherung oder Er⸗ 
hoͤhung nichtsdeſtoweniger von dem gedachten Zeitpunkte ab guͤltig, jedoch 
nur auf diejenige Summe, welche reglementsmaͤßig hat beſtaͤtigt werden koͤnnen. 

Ueber die Einreichung und Abſendung des Verſicherungsantrages muß 
dem Verſicherten auf Verlangen innerhalb drei Tagen eine Beſcheinigung 
ertheilt werden. Wenn ein Gebäude aus der Verſicherung ausſcheidet, ſowie 
bei Herunterſetzung der Verſicherungsſumme, find die Beitrage für das laufende 
Halbjahr unverkuͤrzt zu zahlen. 


$. 15. 
Hoͤhe der Verſicherung. 


Die Verſicherungsſumme darf den dermaligen gemeinen Bauwerth der⸗ 
jenigen Theile des verſicherten oder zu verſichernden Gebaͤudes, welche durch 
Feuer zerftört oder beſchaͤdigt werden konnen, niemals uͤberſteigen. 

Als nicht zerftörbar find nur die unter der Erde befindlichen Fundamente 
und Umfaſſungsmauern der Keller zu erachten. 

Windmuͤhlen duͤrfen nur mit zwei Dritteln des Werthes verſichert 
werden. 


H. 16. 


Mit Beobachtung dieſer Beſchraͤnkung ($. 15.) haͤngt die Beſtimmung 
der Summe, auf welche ein Gebaͤudebeſitzer bei der Sozietaͤt Verſicherun 


nehmen will, von ihm ſelbſt ab, nur muß dieſe Summe in Betraͤgen, die dur 


die Zahl 10 theilbar ſind, Na ſein. 
Wenn nur einzelne Gebäudetheile und nicht das ganze Gebäude verſichert 
werden, ſind jene ſpeziell anzugeben. 
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947: 
Gebaͤudebeſchreibung. 
Eine foͤrmliche Taxe des durch Feuer zerſtoͤrbaren Theils der zu ver⸗ 
ſichernden Gebaͤude wird in der Regel nicht erfordert, es genuͤgt eine moͤglichſt 


genaue und treue Beſchreibung eines jeden einzelnen Gebäudes, welches ver⸗ 
ſichert werden ſoll. 


F. 18. 


Damit aber dieſe Beſchreibungen zweckmaͤßig und gleichfoͤrmig werden, 
muͤſſen ſie nach dem hier beigefuͤgten oder einem mit Genehmigung des Ober⸗ 
75 praͤſidenten von der Direktion anderweit feſtgeſtellten Schema eingerichtet, und 
er y/ diefe Schemata durch den Magiftrat jedem Intereſſenten auf Begehr in ſo 
er ; vielen leer gelaffenen und zur Ausfuͤllung geeigneten Exemplaren, als er bedarf, 
auf Koſten der Sozietaͤt zugeſtellt, oder aber danach auf Antrag des Intereſſenten 

und nach deſſen Angaben durch den Magiſtrat ausgefuͤllt werden. i 


H. 19. 


Die Gebaͤudebeſchreibung muß in drei Exemplaren von dem Beſitzer in 
geſetzlicher Form vollzogen, dieſe Vollziehung von dem Magiſtrate beglaubigt 
und zugleich von letzterem das pflichtmaͤßige Atteſt beigefuͤgt ſein, daß die Be⸗ 
ſchreibung nach dem vom Magiſtrate eingenommenen Augenſcheine im Weſent⸗ 
lichen richtig ſei, auch die in derſelben begehrte Verſicherungsſumme den desfalls 

egebenen Beſtimmungen ($$. 15. und 16.) nach den im H. 22. aufgeftellten 
Begriffen muthmaaßlich entſpreche. a 


§. 20. 
Falſche Angaben. 


Iſt durch falſche Angaben in der Gebaͤudebeſchreibung die Aufnahme in 
eine geringer beſteuerte Klaſſe erfolgt, als in welche die Verſicherung gehört, fo 
trifft den Verſicherten, wenn dies vor dem Brande zur Kenntniß der Direktion 
kommt, eine Konventionalſtrafe von 1 bis 50 Rthlrn. und, wenn dies erſt 
nachher der Fall iſt, eine ſolche im Betrage von 5 bis 200 Rthlr. 

Dieſe Strafen fließen zur Sozietaͤtskaſſe. 


§. 21. 
Taxirung. 


Nur wenn der Magiſtrat das Atteſt (F. 19.) zu ertheilen Bedenken 
traͤgt, und der Eigenthuͤmer des Gebaͤudes auf deſſen Vorhaltung die Ver⸗ 
ſicherungsſumme nicht ſo weit, daß demſelben kein Bedenken weiter uͤbrig bleibt, 

f herab⸗ 


* 


herabzuſetzen gemeint iſt, tritt die Nothwendigkeit einer Taxirung des Ge⸗ 
baͤudes ein. f 


ö Jedoch ſoll die Direktion auch außer dem hier bezeichneten Falle berech⸗ 
tigt ſein, die Aufnahme einer Taxe des zu verſichernden Gebaͤudes anzuordnen, 
wenn fie dies für noͤthig hält. 


H. 22. 


In dieſen Faͤllen muß entweder von einem vereideten Baubeamten oder 
von zwei, zu dieſem Behuf beſonders zu verpflichtenden, ſachverſtaͤndigen Bau⸗ 
handwerkern mit kunſtgemaͤßer Genauigkeit und mit Zuziehung der Ortsobrigkeit 
eine förmliche Taxe zu dem Zwecke und aus dem Geſichtspunkte aufgenommen 
werden, daß dadurch mit Ruͤckſicht auf die oͤrtlichen Materialienpreiſe und mit 
billiger Beruͤckſichtigung des geringeren Preiſes derjenigen Fuhren und anderer, 
keine techniſche Kunſtfertigkeit erfordernden baulichen Arbeiten, die der Ver⸗ 
ſicherungsnehmer mit ſeinem Hausweſen ſelbſt beſtreiten kann, der dermalige 
Werth derjenigen in dem Gebaͤude enthaltenen Baumaterialien uud Bau⸗ 
arbeiten feſtgeſtellt werde, welche verbrennlich oder ſonſt der Zerſtoͤruug oder 
Beſchaͤdigung durch Feuer ausgeſetzt ſind. Die in der Erde befindlichen Fun⸗ 
damente und Umfaſſungsmauern der Keller bleiben dabei, als nicht durch Feuer 
verletzbar, ausgeſchloſſen. Der dermalige Werth der Bauarbeiten ergiebt ſich 
bei Gebaͤuden, die nicht mehr in völlig baulichem Zuſtande ſind, dadurch, daß 
deren nach vorſtehender Beſtimmung feſtgeſtellter Werth in demſelben Verhaͤlt⸗ 
niffe gekuͤrzt wird, in welchem der Werth der Materialien in dem vorgefundenen 
Zuſtande zu demjenigen Werthe ſteht, den die Baumaterialien in voͤllig gutem 
Zuſtande haben wuͤrden. 

a Dieſer Reduktion bedarf es aber nicht bei Gebaͤuden, die ſich noch in 
mittelmaͤßig baulichem Zuſtande befinden. 

Die Koſten der Abſchaͤtzung werden von dem Verſicherungsnehmer 
getragen, wenn eine Ermäßigung der Verſicherungsſumme bis zur Halfte der 
Differenz zwiſchen ſeiner Werthangabe und der Schaͤtzung der Sozietät oder 
daruͤber erfolgt; im anderen Falle fallen die Koſten der Sozietaͤt zur Laſt. 


F. 29. 


Ueber die durch dieſe Taxe feſtgeſtellte Werthsſumme hinaus, und nach⸗ 
dem dieſelbe auf die zunaͤchſt geringere, durch 10 theilbare Summe herabgeſetzt 
worden, iſt ſchlechterdings keine Verſicherung zulaͤſſig. 


$ 24. 


Sowohl bei der von dem Eigenthuͤmer ſelbſt nach Hh. 15. ff. beſtimmten 
Verſicherungsſumme, als bei der Taxirung, iſt noch darauf zu achten, daß, 
wenn der Eigenthuͤmer des Gebäudes etwa freies Bauholz zu fordern Befugniß 
hat, der Werth deſſelben außer Anſatz bleibe. ö 

(Nr. 5288.) Da⸗ 


Dagegen iſt derjenige, welcher das freie Bauholz zu liefern hat, zu jeder | 
Zeit berechtigt, ſolches beſonders zu verſichern. f 


H. 25. 
Reviſionen. 


Regelmäßige periodiſche Reviſionen der Verſicherungsſummen oder Taxen, 
um die durch den Verlauf der Zeit erfolgende Verminderung des Werths der 
. verficherten Gebaͤude im Auge zu behalten, find zwar nicht erforderlich; die 
Sozietät hat aber jederzeit das Recht, ſolche Reviſionen allgemein oder einzeln 
auf ihre Koſten vornehmen, von den Verſicherten neue Beſchreibungen beibringen 
und, falls ſich der Verſicherte der von der Sozietaͤt für nöthig erachteten 
Herabſetzung der Verſicherungsſumme weigert, eine Taxe aufnehmen und da⸗ 
durch das Maximum der Väiſicherungsfäig bleibenden Summe feſtſtellen zu 
laſſen. Namentlich ſind alle mit den Feuerſozietaͤts⸗Angelegenheiten beauftragten 
Beamten verpflichtet, beim Verfall der Gebaͤude, zumal ſolcher, deren Werth 
nach der Erfahrung ſchnell abzunehmen pflegt, ihr beſonderes Augenmerk darauf 
zu richten, daß die Verſicherungsſumme niemals den wirklich noch vorhandenen 
Werth der verſicherten Gegenftände uͤberſteige. Nicht minder ift der Verſicherte 
ſelbſt in ſolchen Faͤllen zur Anzeige verpflichtet, und es bleibt, wenn ſolche 
nicht erfolgt iſt, der Sozietaͤt auch nach etwa eingetretenem Brandungluͤck der 
ihrerſeits zu fuͤhrende Nachweis, daß das Gebaͤude weniger werth geweſen, 
vorbehalten, ſo daß dieſelbe, wenn ſie ſolchen fuͤhrt, nur bis auf die Hoͤhe des 
wirklichen Werths verhaftet bleibt. 


§. 26. 
Aenderung des Verſicherungsbetrages. 


In der Regel kann Jeder, nach Maaßgabe der Beſtimmungen im H. 15. 
dieſes Reglements, die bisherige Verſicherungsſumme bis zu dem zulaͤſſigen 
Maximum erhoͤhen oder auch bis zu einem willkuͤrlichen Minderbetrage herab⸗ 
ſetzen laſſen. Derjenigen nothwendigen Herabſetzung der Verſicherungsſumme, 
welche daraus folgt, daß etwa der Werth des durch Feuer zerftörbaren oder 
unbrauchbar zu machenden Theils des verſicherten Gebaͤudes, oder das darnach 
oder ſonſt zulaͤſſige Maximum nicht mehr die Höhe der bisherigen Verſicherungs⸗ 
ſumme erreicht, muß ſich aber ein Jeder unterwerfen, und es ſteht dagegen ſo 
wenig den Gebäudebefigern, als einem Dritten (Hypothekenglaͤubiger oder ſon⸗ 
ſtigen Realberechtigten), ein Widerſpruchsrecht zu. Die Wirkung derſelben tritt 
ſofort ein, nachdem die Direktion den Betheiligten davon benachrichtigt hat, 
und mit dem Ende des Halbjahres, in welchem die Herabſetzung erfolgt, wird 
danach auch der Beitrag bemeſſen. 5 


5 H. 27. . 
Ordentliche und außerordentliche Beiträge, 


Die von den Theilnehmern der Sozietaͤt zu leiſtenden Beitraͤge werden in 
ordent⸗ 


„ 


ordentliche und außerordentliche unterſchieden, welche beide zur Beſtreitung aller 
Ausgaben der Sozietaͤtskaſſe beſtimmt find. Die ordentlichen Beiträge werden 
nach gewiſſen Prozenten der fuͤr denjenigen Zeitraum, auf welchen ſich die 
Beitraͤge beziehen, kataſtrirten Verſicherungsſumme ($$. 29. ff.) ein⸗ für alle⸗ 
mal feſtgeſtellt und muͤſſen ohne beſondere Ausſchreibung eingezahlt werden. 
a Außerordentliche Beiträge werden nur dann ausgeſchrieben, wenn bie 

Summe der ordentlichen Beiträge und der disponible Reſervefonds (F. 96.) 
zur Erfuͤllung aller der Sozietaͤtskaſſe obliegenden Verbindlichkeiten nicht aus⸗ 
reichen. Die Höhe derſelben ergiebt der Bedarf. Soweit es thunlich, muͤſſen 
dieſelben ſtets in beſtimmten Quoten der ordentlichen Beitragsſaͤtze ausge⸗ 
ſchrieben werden. 


$. 28. 
Zahlungszeit und Ruͤckſtaͤnde. 


Die Einzahlung der ordentlichen Beitraͤge fuͤr das laufende Jahr erfolgt 
in zwei Haͤlften, deren erſte in der Zeit vom 1. Januar bis zum 1. April, 
deren zweite in der Zeit vom 1. Juli bis zum 1. Oktober zu entrichten iſt. 

6 Die nach Ablauf dieſer Friſten verbliebenen Ruͤckſtaͤnde werden ohne 
weitere Anmahnung der Reſtanten exekutiviſch beigetrieben. Fuͤr jeden außer⸗ 
ordentlichen Beitrag wird der aͤußerſte Einzahlungstermin in dem Ausſchreiben 
beſonders beſtimmt, und die nach deſſen Ablauf verbliebenen Ruͤckſtaͤnde werden 
in gleicher Art exekutiviſch eingezogen. i . 

Sollten die mit dem Beginn des Halbjahres fuͤr die Verſicherung eines 

Gebaͤudes einzuzahlenden ordentlichen Beitrage am Schluſſe des naͤchſtfolgenden 
Halbjahres noch unberichtigt ſein, ſo iſt die Direktion befugt, ohne Weiteres 
das Gebaͤude mit dem Anfange des dritten Semeſters in dem Kataſter 
u loͤſchen. 
* i Daſſelbe kann geſchehen, wenn die außerordentlichen Beitraͤge nach dem 
in der Ausſchreibung beſtimmten Termine laͤnger als ein ganzes Jahr im 
Ruͤckſtande bleiben. : ; 

Es ift der Direktion geſtattet, unter beſonderen Umſtaͤnden dem Eigen⸗ 
thuͤmer eine weitere Befriſtung zu bewilligen, indeß darf dieſelbe einen Zeitraum 
von zwei Jahren nicht uͤberſteigen. 0 


$. 29. 
Klaſſifikation der Gebäude, 


Die Summe des ordentlichen Beitrages beſtimmt ſich fuͤr jedes ver⸗ 
ſicherte Gebäude nach der Klaſſe, zu welcher es nach ſeiner Beſchaffenheit und 
Lage und dem daraus hervorgehenden Grade ſeiner Feuergefaͤhrlichkeit gehört. 
Es beſtehen in der Sozietaͤt ſechs Klaſſen, jede mit zwei Unterabtheilungen, 
und es gehören: 8 
zur I. Klaſſe 
maſſive Kirchen mit feuerſicherer Bedachung; 
Jahrgang 1860. (Nr. 5288.) 75 zur 
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zur II. Klaſſe 8 : 
fonftige Gebaͤude mit maſſiven Ringmauern und Giebeln und mit 
feuerſicherer Bedachung; 
zur III. Klaſſe 
Gebaͤude mit maſſiven Ringmauern und feuerſicherer Bedachung, jedoch 
einzelnen Holztheilen im Aeußern; 
zur IV. Klaſſe i 
Gebaͤude mit Ringwaͤnden von Fachwerk oder Holz, mit feuerſicherer 
Bedachung; 
zur V. Klaſſe 
Gebaͤude ohne feuerſichere Bedachung; 
zur VI. Klaſſe b 
Salzkothen, Spiegelfabriken, Spinnereien in Schaaf: und Baumwolle, 
Ziegeleien, Aſchbrennereien und Theater, desgleichen Wind⸗ und Schneide⸗ 
mihlen, Malzdarren ohne Gewölbe und eiferne Gitter. 


In welche Unterabtheilung jeder Klaſſe ein Gebaͤude zu ſetzen iſt, hängt 
davon ab, ob es iſolirt liegt oder nicht. 


Erſteres iſt anzunehmen, wenn Gebaͤude 
der I. und II. Klaſſe 3 Ruthen, 
III IV 6 = 


— 
2 


„ V. Vl... = 
von den naͤchſtſtehenden Gebaͤuden entfernt find. 


Ueberall werden Gebaͤude, die, in ununterbrochenem Zuſammenhange 
ebaut, unter einem Dache liegen, als ein Ganzes behandelt und nach dem 
heile, welcher der feuergefaͤhrlichſte iſt, klaſſifizirt. 

Wird durch die Benutzung eines Gebäudes deſſen Feuergefaͤhrlichkeit 
mehr als gewöhnlich erhöht, fo wird es in diejenige höher beſteuerte Klaſſe 
geſetzt, welche auf die folgt, in welcher es, abgeſehen hiervon, nach Bauart 
und Lage ſeine Stelle erhalten haben wuͤrde. 

Dies wird hauptſächlich dann anzunehmen ſein, wenn zu einem Ge⸗ 
werbsbetriebe eine dauernde, insbeſondere bedeutende Feuerung erforderlich iſt, 
oder wenn in dem Gebaͤude leicht feuerfangende Materialien in groͤßerer Menge 
verarbeitet werden, oder wenn der Gewerbsbetrieb in der Regel auch die Naͤchte 
hindurch fortgeſetzt wird. 

Das Angefuͤhrte findet ferner Anwendung, wenn die Feuerungen nicht 
völlig ficher und dauerhaft find. 

Unter Umſtaͤnden und bei größerer Naͤhe feuergefährlicher Gebäude, 
konnen folche, in denen leicht feuerfangende Materialien in erheblicher Menge 
aufbewahrt werden, deshalb ebenfalls in eine hoͤher beſteuerte Unter⸗ 
abtheilung verſetzt werden; doch find in dieſer Hinſicht Produkte der Land wirth⸗ 
ſchaft nicht zu den leicht feuerfangenden Materialien zu zaͤhlen. 

Gebaͤude, welche nach Obigem der dritten Klaſſe angehoͤren wuͤrden, 
ſind zur zweiten oder vierten Klaſſe zu zaͤhlen, wenn ſie ſich der einen oder der 
anderen durch ihre Bauart in hohem Grade naͤhern. 5 3 

enn 


3 


zn 


Wenn Gebaͤude uͤberhaupt nicht genau in eine der ſechs Klaſſen paſſen 

und nicht nach H. 4. überhaupt von der Verſicherung ausgeſchloſſen find, ſoll 
es von dem Ermeſſen der Direktion abhaͤngen, in welche Klaſſe dieſelben zu 
zählen find. Maſſive Bewehrungen find in die erſte Klaffe, dergleichen von 
Fachwerk oder Holz aber in die vierte Klaſſe zu rechnen. 
Abbauten, die von der Stadt mindeſtens 600 Fuß und von anderen 
Abbauten mindeſtens 300 Fuß entfernt ſind, ſollen fuͤr iſolirt gelten, wenn 
die dazu gehörigen Gebäude auch unter einander nach obigen Beſtimmungen 
nicht iſolirt liegen. 5 


$. 30. 


Ueber die Klaſſe, in welche ein zur Verſicherung angemeldetes Gebaͤude 
geſtellt werden ſoll, hat auf das Gutachten des betreffenden Magiſtrats die 
Direktion zu beſtimmen. 

Dem Eigenthuͤmer iſt von dem Magiſtrat das Reſultat des abgegebenen 

Gutachtens ſogleich, damit er ſeine Rechte bei der Direktion vor der Entſchei⸗ 
dung naher ausführen koͤnne, hiernächft aber die Entſcheidung der letzteren be⸗ 
kannt zu machen. 
Bei dieſer Begutachtung und Entſcheidung dient die von dem Gebaͤude 
beigebrachte Beſchreibung zur Grundlage, und wenn dieſe uͤber irgend einen 
weſentlichen Umftand nicht hinlaͤngliche Auskunft giebt, ſo kann ſolche von dem 
Verſicherungsnehmer oder von der geeigneten Behörde auf dem kuͤrzeſten Wege 
erfordert werden. f 


F. 31. 


Iſt der Eigenthuͤmer mit der Beſtimmung der Direktion zufrieden, ſo hat 
es dabei ſein Bewenden. Will er ſich derſelben aber nicht unterwerfen, ſo ſteht 
ihm nach feiner Wahl (CS. 110.) der Weg des Rekurſes oder die Berufung 


auf ſchiedsrichterliche Entſcheidung zu. 
F. 32. 


Die Beſtimmung der Direktion gilt aber jedenfalls einſtweilen dergeſtalt, 
daß ein davon abweichendes Reſultat des Rekurs⸗ oder ſchiedsrichterlichen Ver⸗ 
fahrens erſt von dem nächſten Monate nach Beendigung deſſelben in Wirkſam⸗ 
keit tritt. Dem Eigenthuͤmer bleibt jedoch unbenommen, bis zu eben dieſem 
Zeitpunkte von der Verſicherung ganz abzuſtehen. Die Erklaͤrung hieruͤber iſt 
innerhalb drei Tagen nach der Bekanntmachung der Beſtimmung der Direktion 
ſchriftlich oder zum Protokolle bei dem Magiſtrate abzugeben, und die Guͤltig⸗ 
keit der Verſicherung bleibt alsdann ausgeſetzt bis zur itternachtsſtunde nach 
dem Tage, an welchem der erneute Antrag auf Verſicherung unter der Adreſſe 


der Direktion zur Poſt gegeben iſt (F. Han: 
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$. 33. 
Klaſſenbeitraͤge. 
Der ordentliche jaͤhrliche Beitrag wird hiermit: 
in der I. Klaſſe 


a) für iſolirte Gebaͤude aun 3 Sgr. 4 P 
b) für nicht iſolirte Gebäude aul 1233 2 
in der II. Klaſſe s 

a) fuͤr iſolirte Gebaͤude auwnnrnn Den 
b) für nicht iſolirte Gebaͤude auꝙſw 5 „10 
in der III. Klaſſe 

a) für iſolirte Gebaͤude auff erh 
b) für nicht ifolirte Gebäude auuun UU 8 „ 4 
in der IV. Klaſſe 

a) für iſolirte Gebaͤude au 10 
b) für nicht iſolirte Gebaͤude au e 
in der V. Klaſſe 

a) für iſolirte Gebaͤude auf ........... ih 

) für nicht ifolirte Gebäude auf. ö 
in der VI. Klaſſe 

a) für iſolirte Gebaͤude auf ........... 2 
b) für nicht iſolirte Gebäude auf...... en 8 


von jedem Einhundert Thaler des Verſicherungswerthes beſtimmt. 


H. 34. 
Reviſion des Reglements. 


Nach fuͤnf Jahren, wenn die Verhaͤltniſſe es nicht ſchon fruͤher erforder⸗ 
lich machen, und ſpaͤter von fuͤnf zu fuͤnf Jahren ſoll wiederholt eine Reviſion 
des Reglements, insbeſondere wegen der Klaſſeneintheilung und Beitragsſaͤtze 
ſtattfinden, und bei der naͤchſten Reviſton auch die Frage von Neuem berathen 
werden, ob nicht die Vereinigung der Staͤdteſozietaͤten mit den ländlichen Sozie⸗ 
täten angemeſſen erſcheint. Bel den kuͤnftigen Reglementsreviſtonen wird die 
Sozietaͤt durch funfzehn Deputirte vertreten, welche mit eben fo vielen Stell⸗ 
vertretern von den aſſozürten Gebaͤudebeſitzern in funfzehn Bezirken gewaͤhlt 
werden. Die Eintheilung der Bezirke erfolgt nach Verhaͤltniß der Verſiche⸗ 
rungswerthe durch die Direktion und die Repraͤſentanten. In denjenigen Wahl⸗ 
bezirken, zu welchen mehrere Städte gehören, wählt jede Stadt einen Wahl⸗ 
mann, und die vereinigten Wahlmaͤnner waͤhlen einen Deputirten und Stell⸗ 
vertreter. 5 

Die Deputirten erhalten 3 Rthlr., die Wahlmaͤnner 2 Rthlr. Diäten. 
Die Reiſekoſten werden mit 15 Sgr. pro Meile verguͤtet. 


$. 35. 


ZB 
F. 35. 
Nachtraͤgliche Veranderung der Gebaͤudeklaſſe. 


Wenn waͤhrend der Verſicherungszeit in oder an dem Gebäude eine 
Veraͤnderung oder Anlage vorgenommen, oder eine ſolche veraͤnderte Benutzung 
deſſelben begonnen wird, welche die Feuersgefahr in dem Maaße erhoͤht, daß 
ſolche grundſaͤtzlich die Verſetzung des verſicherten Gebaͤudes in eine andere, zu 
hoͤheren Beitraͤgen verpflichtete Klaſſe oder Unterabtheilung nach ſich ziehen 
wuͤrde (H. 29.), fo iſt der Verſicherte verpflichtet, dem betreffenden Magiſtrat 
innerhalb Monatsfriſt Anzeige zu machen und ſich der aus einer ſolchen bau⸗ 
lichen Veranderung oder veränderten Benutzung reglementsmaͤßig folgenden 
Beitragserhoͤhung zu unterwerfen. 


H. 36. 


Wird die Anzeige nicht in Monatsfriſt geleiſtet, ſo trifft den Verſicherten 
im Falle der Entdeckung vor dem Brande eine Konventionalſtrafe von 1 bis 
50 Rthlrn. und im Falle der Entdeckung nach dem Brande eine gleiche Strafe 
von 5 bis 200 Rthlrn. Die höheren Beiträge muͤſſen außerdem vom Anfange 
des laufenden Jahres ab entrichtet werden. 
In dieſem, wie in den $$. 13. und 20. gedachten Fällen hat der Ver⸗ 
ſicherte gegen ſeinen etwa ſchuldigen Vorbeſitzer den Regreß. Auch kann er 
ſich von der Strafe ganz befreien, wenn er innerhalb drei Monaten nach dem 
Beſitzantritte die ſtraffaͤllige Handlung oder Unterlaſſung feines Vorbeſitzers bei 
der Sozietaͤts⸗Direktion zur Anzeige Reange vorausgeſetzt, daß dieſe nicht ſchon 
vorher davon Kenntniß erhalten hat. 


EHER 
Brandſchadentaxe. 
Einer foͤrmlichen Abſchaͤtzung des Schadens, welcher in einem verſicher⸗ 
ten Gebaͤude durch Brand entſtanden iſt, bedarf es nur, wenn der Feuerſchaden 


partiell geweſen und das Gebäude nicht völlig abgebrannt oder zerftört, alſo 
ein vollſtändiger Neubau nicht erforderlich iſt. \ 


$. 38. 


Alsdann hat dieſelbe den Zweck, das Verhaͤltniß zwiſchen demjenigen 
Theil des verſicherten Bauwerths, welcher durch das Feuer und bei deſſen 
Daͤmpfung vernichtet, und demjenigen, welcher in einem brauchbaren Zuſtande 
geblieben iſt, feſtzuſtellen. 0 


$. 39. 


Sie wird alſo nicht auf eine beſtimmte Geldſumme, ſondern vielmehr auf 
(Nr. 5288.) die 


die vernichtete Quote des ganzen verſicherten Objekts gerichtet, mithin dadurch 
ausgeſprochen, welcher Theil des Werthes, nach dem im H. 22. aufgeſtellten 
Geſichtspunkte beurtheilt, vernichtet worden. = 


H. 40. 


Dabei dient die der Verſicherung des Gebaͤudes zum Grunde liegende 
Beſchreibung ($$. 17. ff.) oder die vorhandene Taxe (8%. 22. ff.) des abge⸗ 
brannten Gebäudes zur Grundlage, und es bleibt nach den Umftänden vorbe⸗ 
halten, die etwa mangelhaften Notizen durch den Augenſchein, durch Zeugen 
oder ſonſt zu vervollſtaͤndigen. 


H. 41. 


Sowie ein Feuerſchaden eingetreten iſt, muß baldmoͤglichſt und laͤngſtens 
innerhalb drei Tagen nach erfolgter Daͤmpfung des Feuers eine Beſichtigung 
des Schadens durch den Magiſtrat erfolgen. Ueberzeugt ſich derſelbe, daß ein 
Totalſchaden vorliegt, ſo hat er blos eine Verhandlung aufzunehmen, durch 
welche dieſes Reſultat feſtgeſtellt wird. Handelt es ſich aber um eine partielle 
Beſchaͤdigung, fo muͤſſen bei der Schadensbeſichtigung zwei ſachverſtaͤndige Bau⸗ 
gewerksmeiſter oder ein vereideter Baubeamter zugezogen, und von dieſen die 
Abſchaͤtzung des Schadens nach HH. 37. bis 40. ſofort an Ort und Stelle vor⸗ 
genommen und zum Protokoll erklaͤrt werden. Nur in minder ſchwierigen 
Faͤllen und mit Zuſtimmung des Beſchaͤdigten kann Ein Baugewerksmeiſter genuͤgen. 

Der Verſicherte hat dieſe amtliche Einſchreitung aber nicht abzuwarten, 
ſondern dem Magiſtrate ſofort nach dem Brande, oder doch laͤngſtens acht 
Tage nachher, bei Verluſt des Rechts auf die Entſchaͤdigung, von dem Brand⸗ 
ſchaden Anzeige zu machen, es ſei denn, daß in dieſer Zeit die Beſichtigung des 
Schadens durch den Magiſtrat bereits ſtattgefunden hat. 5 

Der Verſicherte iſt bei der Verhandlung zuzuziehen und mit ſeiner Er⸗ 
klaͤrung zum Protokoll zu vernehmen. a 

Die zugezogenen Sachverftändigen werden jedesmal mit dem Geſichts⸗ 
punkte, wonach ihr ſachkundiges Urtheil begehrt wird, zuvor genau bekannt ge⸗ 
macht, und wenn fie nicht ſchon ein- für allemal vereidet find, zu der Handlung 
durch Handſchlag beſonders verpflichtet. a 

Beantragt der Beſchaͤdigte die Aufnahme oder Reviſion einer Taxe durch 
einen vereideten Baubeamten, oder die Zuziehung eines zweiten Baugewerks⸗ 
meiſters in Faͤllen, wo die kataſterfuͤhrende Behörde dies nicht für erforderlich 
erachtet, fo trägt er die dadurch entſtehenden Mehrkoſten. 


$. 42. 


Bei dieſer Verhandlung (H. 41.) muß zugleich von Amtswegen Alles, 
was uͤber die Entſtehung und erſte Entdeckung des Feuers, deſſen Ausbreitung, 
die Daͤmpfung deſſelben, die zuerſt angekommenen Spritzen und andere Loͤſchungs⸗ 
huͤlfen, und über ſonſtige, die Sozietät nach Inhalt des gegenwärtigen Regle⸗ 

a ments 
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ments angehende Gegenſtaͤnde bekannt iſt, zu Protokoll verzeichnet und Jeder, der 
durch den Brand beſchaͤdigt iſt, daruͤber, ob, wo und wie hoch er — ſei es 
ſein Immobiliar- oder Mobiliarvermoͤgen — gegen Feuer verſichert habe, um⸗ 
ftändlich vernommen werden. Die bei der ganzen Verhandlung etwa vorkom⸗ 
menden Koſten uͤbernimmt die Sozietaͤt. 5 


H. 43. 
Auszahlung der Brandſchaden-Verguͤtungsgelder. 


Die Brandſchadenverguͤtung wird fuͤr alle nach den Vorſchriften dieſes 
Reglements ermittelte Beſchaͤdigungen des verſicherten Gebaͤudes durch Feuer 
geleiſtet, ohne daß die Art und der Grund der Entſtehung des Feuers, er be- 
ruhe in hoͤherer Macht, Zufall, Bosheit oder Muthwillen, darin einen Unter⸗ 
ſchied macht. 


H. 44. 
Bei vorſaͤtzlicher Brandſtiftung. 


Wenn jedoch das Feuer von dem Verſicherten ſelbſt vorſaͤtzlich verurſacht, 
oder mit ſeinem Wiſſen und Willen oder auf ſein Geheiß von einem Dritten 
angelegt worden iſt, ſo faͤllt die Verbindlichkeit der Sozietaͤt zur Zahlung der 
Brandſchadenverguͤtung fort. i 5 

Wegen bloßen Verdachts, daß der Verſicherte das Feuer vorſaͤtzlich ver⸗ 
urſacht habe, kann dieſe Zahlung nur dann vorenthalten werden, wenn der Ver⸗ 
dacht ſo dringend iſt, daß auf den Grund deſſelben wider ihn die gerichtliche 
Unterſuchung eroͤffnet worden. 

In dieſem Falle haͤngt es von dem Ausfalle des Urtheils ab, ob die 
Brandſchadenverguͤtung definitiv wegfaͤllt, oder nach rechtskraͤftig entſchiedener 
Sache nachzuzahlen iſt. Wird der Verſicherte fuͤr nicht ſchuldig befunden, ſo 
muß die Nachzahlung erfolgen, im Falle der Verurtheilung aber iſt die Sozietaͤt 
dazu nicht verpflichtet. 


§. 45. 
Bei fahrlaͤſſiger Brandſtiftung. 


Iſt der Brand entweder durch ein bloßes Verſehen des Verſicherten 
felbſt, oder von feinem Ehegatten, feinen Kindern oder Enkeln, oder von ſeinem 
Geeſinde, oder von feinen Hausgenoſſen verurſacht worden, ſo darf deshalb die 
Jahlung der Brandſchadengelder von Seiten der Sozietät nicht verweigert oder 
vorenthalten werden. Der Sozietät bleibt aber in ſolchen Faͤllen der Civil⸗ 

anſpruch auf Ruͤckgewaͤhr nach den allgemeinen Geſetzen inſoweit vorbehalten, 
als dem Verſicherten erſtenfalls in ſeinen Handlungen, anderenfalls in der haus⸗ 
vaͤterlichen Beaufſichtigung der vorgedachten Perſonen eine grobe Verſchuldung 
zur Laſt faͤllt. i 

Gr. 5288.) Hl. 46. 
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H. 46. 
Regreß. 


Ob und inwieweit fonft die Sozietät gegen einen Dritten, welcher den 
Ausbruch des Feuers verſchuldet hat, im Wege des Civilprozeſſes auf Entſchaͤ⸗ 
digung klagen konne, wird nach den allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen be⸗ 
urtheilt. Alle Rechte und Anſpruͤche auf Schadenerſatz aber, welche dem Ver⸗ 
ſicherten felbft gegen einen Dritten zuſtehen möchten, gehen bis auf den Betrag 
der von der Sozietaͤt geleiſteten Brandſchadenverguͤtung kraft der Verſicherung 
auf die Sozietaͤt uͤber. 


| §. 47. 
Brandſchaͤden im Kriege. 


Derjenige Schaden, welcher im Kriege durch ein Feuer entſteht, welches, 
gleichviel ob von freundlichen oder feindlichen Truppen, nach Kriegsgebrauch, 
d. h. zu Kriegsoperationen oder zur Erreichung militairiſcher Zwecke, auf Befehl 
eines militairiſchen Befehlshabers vorſaͤtzlich erregt worden, wird von der Sozie⸗ 
taͤt nicht verguͤtet. 


$. 48. 


Daß ein von kriegfuͤhrenden Truppen vorſaͤtzlich erregtes Feuer zu mili⸗ 
tairiſchen Zwecken, und alſo mit kriegsmaͤßigem Vorſatz erregt worden, wird im 
zweifelhaften Falle vermuthet, wenn der Befehl dazu oder zu ſolchen Opera⸗ 
nen, wovon der entſtandene Brand eine nothwendige oder mit gewoͤhnlichem 
ee als wahrſcheinlich vorauszuſehende Folge geweſen, wirklich ertheilt 
worden iſt. a 


F. 49. 


Ein ſolcher Befehl ſelbſt aber kann in Faͤllen, wo deſſen Wirklichkeit, 
ſei es geradezu oder auch nur aus den erwieſenen begleitenden Umſtaͤnden, nicht 
zu erweiſen iſt, nur dann vermuthet werden, wenn die Anzuͤndung eines Ge⸗ 
baͤudes durch Truppen waͤhrend eines Gefechtes, oder auf einem Ruͤckzuge im 
Angeſicht des Gegners, oder waͤhrend einer Belagerung, oder vor einer Belage⸗ 


rung bei Armirung des Platzes geſchehen iſt. 


H. 30. 


Feuerſchaͤden, die im Kriege durch Ruchloſigkeit, Muthwillen oder Bos⸗ 
heit des Militairs oder Armeegefolges, oder gar nur auf Veranlaſſung des 
Kriegszuſtandes entſtehen, ſind von der Brandverguͤtung durch die Sozietaͤt 
keinesweges ausgeſchloſſen. 5 

H. 1. 


5 
. 


H. 51. 
Beſchaͤdigungen, die den Feuerſchaͤden gleich zu ſtellen. 


Ebenſowenig find von dieſer Verguͤtung ſolche Beſchaͤdigungen der Ge⸗ 
baͤude ausgeſchloſſen, welche durch den Blitz, wenn ſolcher nicht gezuͤndet, ſon⸗ 
dern blos zertruͤmmert hat, hervorgebracht werden, noch auch ſolche, welche 
einem verſicherten Gebaͤude zwar nicht durch das Feuer ſelbſt, aber durch die 
Löſchung des Feuers und zum Behuf derſelben, oder um die weitere Verbrei⸗ 
tung des Feuers zu verhuͤten, z. B. durch ein von den die Loͤſchanſtalten leiten⸗ 
den Behoͤrden oder Perſonen angeordnetes, oder doch nachher als noͤthig oder 
nuͤtzlich zur Feuerloſchung nachgewieſenes Einreißen oder Abwerfen von Waͤn⸗ 
den, Daͤchern u. ſ. w. an den in der Verſicherung begriffenen Theilen deſſelben 
zugefuͤgt ſind. Schaͤden aber, welche durch Pulver⸗ oder andere Exploſionen, 
durch Erdbeben oder aͤhnliche Naturereigniſſe verurſacht ſind, werden nur dann 
vergütet, wenn ein ſolches Ereigniß Feuer veranlaßt hat, und die Schaͤden ſelbſt 
alſo Brandſchaͤden ſind. 


$. 52. 
Partialſchaͤden. 
Bei Partialſchaͤden erfolgt die Verguͤtung in derſelben Quote der Ver⸗ 


ſicherungsſumme, als die verſicherten Gebaͤudetheile nach F. 39. für abgebrannt 


oder vernichtet erachtet werden. 


§. 53. 
Totalſchaͤden. 


Bei Totalſchaͤden wird die ganze verſicherte Summe verguͤtet und auf 
die etwaigen Ueberbleibſel nichts in Abzug gebracht. Vielmehr werden ſolche dem 
Eigenthuͤmer zu den Koſten der Schuttaufraumung und Planirung uͤberlaſſen. 


H. 54. 
Raͤumung der Brandſtelle. 


a Mit Ausnahme des zur Beſeitigung einer weiteren Feuersgefahr nöthigen 
Weg⸗ und Aufraͤumens, worauf ſchleunig zu halten, duͤrfen die Materialien 
der abgebrannten und eingeriſſenen Gebaͤude nicht bei Seite geſchafft, noch ſonſt 
verwendet, auch etwa noch ſtehende Gebaͤudetheile, außer im Falle eines Gefahr 
drohenden Einſturzes, nicht abgetragen werden, bevor nicht die kompetente Be⸗ 
hoͤrde (H. 41.), nachdem fie von der Beſchaͤdigung Kenntniß genommen, die 
Erlaubniß dazu ertheilt hat. Derjenige Verſicherte, welcher dawider handelt 
und dadurch die Ermittelung, ob der Feuerſchaden total oder partiell geweſen, 
Jahrgang 1860. (Nr. 5288.) 76 oder 


oder die Abſchätzung der Schadenquote ($$. 38. und 39.) vereitelt, verliert feinen 
Anſpruch auf Entſchaͤdigung. 5 5 


H. 55. 
Die Zahlung der Brandſchadenverguͤtung. 


Die Zahlung der Brandſchadenverguͤtung erfolgt, falls nicht etwa dem 
Beſchaͤdigten von der Wiederherſtellung Dispenſation ertheilt wird, in zwei 
Raten, und zwar die erſte Haͤlfte baldmoͤglichſt und laͤngſtens in zwei Mona⸗ 
ten nach dem Brandſchaden, die zweite aber, ſobald die erſte zur Herſtellung 
des Gebäudes verwendet und der Nachweis darüber geführt iſt. 


H. 56. 


Bei Partialſchaͤden, die die Halfte des Verſicherungsbetrages nicht er⸗ 
reichen, wird die Entſchaͤdigung in einer Rate binnen laͤngſtens zwei Monaten 
nach dem Brande gezahlt. 


$ 57. 


Die Sozietaͤtskaſſe iſt verpflichtet, die Zahlung der Verguͤtungsgelder prompt 
und laͤngſtens in den vorbezeichneten Friſten zu leiſten, vorausgeſetzt, daß dem 
Verunglückten nichts entgegenſteht, wovon das gegenwaͤrtige Reglement ſpaͤtere 
Zahlungstermine abhängig macht. Findet eine längere Verzögerung der Zah⸗ 
lung ftatt, fo iſt die Sozietaͤt von den gedachten Terminen ab zu den geſetzlichen 
Verzugszinſen verpflichtet. 


H. 58. 
Empfaͤnger der Zahlung. 


Die Zahlung geſchieht in der Regel an den Verſicherten, und darunter 
iſt immer der Eigenthuͤmer des verſicherten Gebaͤudes zu verſtehen, dergeſtalt, 
daß in dem Falle, wenn das Eigenthum des Grundſtücks, worauf das ver⸗ 
ſicherte Gebäude ſteht oder geſtanden hat, auf einen Anderen übergeht, damit 
zugleich alle aus dem Berſich 
fuͤr uͤbertragen geachtet werden. 


$. 59. 


Die Sozietät ift aber nicht verbunden, ſich nach den Beſſtzveraͤnderungen 


zu erkundigen, vielmehr zahlt ſie an denjenigen Beſitzer, welchen die Lokalbehoͤrde 
auf den Grund des Kataſters als den Beſchaͤdigten angiebt, wenn nicht ein 
Anderer rechtzeitig dagegen Einſpruch erhoben hat. N 


5. 60. 


erungsvertrage entſpringenden Rechte und Pflichten 


RT eee 
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H. 60. 


Folge des e in Beziehung auf die Fortdauer des 
Verſicherungs vertrages. 


Wer ein Gebaͤude durch Brand gänzlich verliert, wird in Anſehung 
deffelben, ohne daß es dazu feiner Erklaͤrung bedarf, als ein ſolcher angeſehen, 
der mit dem Eintritt des Brandes aus der Sozietaͤt ausgetreten und nur noch 
zu allen Beitraͤgen des laufenden Halbjahres, in welchem der Brand ſtatt⸗ 
hatte, verpflichtet iſt. Wenn er alſo mit dem wiederhergeſtellten Gebaͤude 
ferner verſichert bleiben will, ſo muß er ſich von Neuem in die Sozietaͤt 
aufnehmen laſſen. 


$. 61. 


Iſt aber der Brandſchaden nur partiell geweſen, ſo wird durch das 
Ereigniß des Brandes an ſich der Verſicherungsvertrag nicht unterbrochen; es 
muß jedoch nach Wiederherſtellung des Gebaͤudes den Erforderniſſen der 
$$. 17. bis 24. von Neuem Genuͤge geleiſtet und das Kataſter erforderlichen 
Falls danach berichtigt werden. 


$. 62. 


Wenn demnach inzwiſchen ($. 61.) das in der Wiederherſtellung begrif⸗ 
fene Gebaͤude, die auf der Bauſtelle befindlichen Baumaterialien mit eingeſchloſſen, 
ein neuer Brandunfall trifft, ſo ſoll die Verguͤtung, welche die Sozietaͤt auch 
in dieſem Falle unter Zugrundelegung der bisherigen Verſicherungsſumme fuͤr 
diejenigen Gegenftände, welche bereits als in den Bau verwendet oder zur 
Bauſtelle geſchafft und dort vernichtet, beſonders nachgewieſen werden, gewaͤhrt, 
in dem nach Maaßgabe der $$ 38. 39. ff. feſtzuſtellenden Verhaͤltniſſe ge⸗ 
leiſtet werden. i 


H. 63. 
Wiederaufbau. 


In der Regel hat auch jeder Aſſozürte, welcher ein Gebaͤude durch 
Brand gaͤnzlich verliert, gegen die Sozietät die Verpflichtung, das abgebrannte 
Gebaͤude auf demſelben Grundſtuͤck, auf welchem das abgebrannte Gebaͤude 
geſtanden hat, wieder herzuſtellen, ſowie die Verguͤtungsgelder lediglich zum 
Wiederaufbau zu verwenden und nur unter dieſer Bedingung auf deren Aus⸗ 
zahlung Anſpruch. N 
| Abgebrannte Privatgebaͤude muͤſſen in der Regel binnen 5 Jahren, ab⸗ 
gebrannte oͤffentliche Gebaͤude aber binnen 10 Jahren vom Tage des Brandes 
ab auf dem Hypotheken⸗Areale, wozu die Brandſtelle gehoͤrt, wieder aufgebaut 
werden. Wird der Wiederaufbau in dieſen Friſten nicht ausgefuͤhrt, ſo ſoll 

(Nr. 5288.) 76* die 
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die Direktion der Feuerſozietaͤt berechtigt fein, die Brandſchadenverguͤtung unten 
definitiver Verausgabung bei ihrer Kaffe den betreffenden Staͤdten zur weiteren 
Nutzung mit der Wirkung zu uͤberweiſen, daß der Empfangsberechtigte ſich 
ferner nicht mehr an die Sozietaͤt, ſondern nur an die Kaͤmmerei⸗Kaſſe wegen ſeiner 
Befriedigung halten, auch von der Kaͤmmerei bis dahin, daß ſeine Forderung 
reglementsmaͤßig zahlbar wird, keine Zinſenzahlung fordern kann. 

Inſofern ein abgebranntes Grundſtuͤck noch vor dem Ablauf der obigen 
Friſten auf Grund des F. 48. Titel 8. Thl. I. des Allgemeinen Landrechts 
der Kaͤmmerei zugeſchlagen wird, iſt die zu demſelben gehörige Brandfchadene 
verguͤtung ſofort der Kaͤmmereikaſſe zur beliebigen Benutzung zu zahlen und bei 
der Sozietaͤtskaſſe definitiv zu verausgaben. 5 


H. 64. 
Dispenſation. 


a Inſofern aber die Regierung aus polizeilichen oder anderen Ruͤckſichten die 
Wiederherſtellung des abgebrannten Gebaͤudes uͤberhaupt, oder auf der alten Bau⸗ 
ftelle, oder auf dem Grundſtuͤcke, zu welchem das abgebrannte Gebaͤude gehört 
hat, unterſagt, darf die Verguͤtung nicht vorenthalten werden. 

Der Regierung bleibt auch vorbehalten, mit derſelben Wirkung aus⸗ 
nahmsweiſe den Abgebrannten auf ſeinen Antrag von dem Wiederaufbau zu 
entbinden, oder ihm den letzteren auf einer anderen Stelle zu geſtatten, wenn 
keine polizeiliche Ruͤckſicht dem entgegenſteht und ferner nachgewieſen wird, 
daß nicht aus Anlaß der Beſtimmungen der HH. 44. ff. dieſes Reglements ein 
Grund zur Vorenthaltung der Brandverguͤtungsgelder vorhanden ſei. 


$. 65. 
Sicherung der Realglaͤubiger. 


Es ſoll fortan jeder Realglaͤubiger, fuͤr deſſen Forderung ein bei der 
Feuerverſicherungs-Sozietaͤt verſichertes Gebäude verhaftet iſt, berechtigt fein, 
ſein Hypothekenrecht im Feuerſozietaͤts-Kataſter vermerken zu laſſen, und ſoll die 
kataſterfuͤhrende Behoͤrde nicht allein zu dieſem Vermerke, ſondern auch dazu 
verpflichtet ſein, die geſchehene Eintragung deſſelben auf dem Schuldinſtrumente 
ſelbſt zu beſcheinigen. 

Es kann alsdann dem Schuldner der freiwillige Austritt aus der ©o- 
zietaͤt oder die Herabſetzung der genommenen Verſicherungsſumme nur in dem 
Falle geſtattet werden, wenn er die Einwilligung des Glaͤubigers beibringt oder 
die erfolgte Loͤſchung der Schuld nachweiſt. 

Die in dem Kataſter uͤbernommenen Vermerke duͤrfen nur mit aus⸗ 
druͤcklicher Genehmigung der Glaͤubiger gelöfcht werden; fie ſollen aber ſekretirt 
und die Kataſter nur ſolchen Perſonen vorgelegt werden, welche ein Intereſſe 
zur Einſicht derſelben genuͤgend nachweiſen koͤnnen. 


H. 66, 


Bei einer von der Direktion erfolgten Ausſchließung des Schuldners 
(H. 6. 7. 11. und 28.), oder bei einer nothwendig befundenen Herabſetzung der 
Verſicherungsſumme (H. 26.) iſt zwar die Einwilligung der Realglaͤubiger oder 
die Fuͤhrung des vorgedachten Nachweiſes nicht erforderlich; der Direktion liegt 
jedoch die Pflicht ob, die im Kataſter vermerkten Glaͤubiger von der getroffenen 
Maaßregel in Kenntniß zu ſetzen. Im Falle der Ausſchließung wegen ruͤck⸗ 
ſtaͤndig gebliebener Beiträge (F. 28.) geſchieht dieſe Benachrichtigun insbeſon⸗ 
dere, um die Gläubiger zur Erklarung darüber zu veranlaſſen, ob fie bereit 
ſind, die Beitraͤge an Stelle des Schuldners zu entrichten, und die wirkliche 
Loͤſchung erfolgt erſt, wenn nicht binnen vier Wochen nach dem Abgange der 
Benachrichtigung die ruͤckſtaͤndigen Beitraͤge gezahlt worden. 


$. 67. 


Eine gleiche Pflicht der Benachrichtigung liegt der Direktion ob, wenn 
der Wiederaufbau des abgebrannten Gebaͤudes unterſagt, oder davon uͤberhaupt 
oder doch auf dem naͤmlichen Hypotheken-Areal dispenſirt wird (H. 64.), und 
es darf alsdann die Zahlung der Verſicherungsſumme an den Verſicherten in 
keinem Falle fruͤher als vier Wochen nach dem Abgange der Benachrichtigung 
geleiſtet werden. ; 


H. 68. 


Zu dieſem Behufe haben die im Kataſter vermerkten Glaͤubiger die Di⸗ 
rektion in ſteter Kenntniß von ihrem oder ihrer etwaigen Bevollmächtigten 
Aufenthaltsorte zu erhalten, auch im Falle fie ihren Wohnſitz außerhalb 
des Bezirks der betreffenden Re 1 verlegen, fuͤr Beſtellung von Bevoll⸗ 
maͤchtigten zu ſorgen, welche ech ohnſitz innerhalb jenes Bezirks haben, 
dergeſtalt, daß die Direktion oder die ſonſtigen Beamten der Sozietaͤt in anderer 
Weiſe in Verhandlung mit ihnen ſich einzulaſſen nicht ſchuldig ſind, und die 
Glaͤubiger ſich jeden hieraus für fie entſtehenden Nachtheil ſelbſt beizumeſſen 
haben. Einer Inſinuation der ergehenden Benachrichtigungen bedarf es nicht. 


§. 69. f 
Steht dem Verſicherten nach HH. 12. 41. 44. und 54. ein Anſpruch auf die 


. Brandentſchaͤdigung nicht zu, ſo iſt die Sozietaͤt dennoch verpflichtet, dieſelbe 
den im Kataſter vermerkten Realglaͤubigern ſo weit zu zahlen, als dieſe aus 


dem verpflichteten Grundſtuͤcke, oder, wenn ihnen zugleich ein perfönliches Recht 
gegen den Eigenthuͤmer des Grundſtuͤcks zuſteht, auch aus deſſen ſonſtigem 
Vermoͤgen wegen ihrer Hypothekenforderung nicht zur Hebung gelangen. — 
Die Zahlung erfolgt nach der den Glaͤubigern zuſtehenden geſetzlichen Prioritaͤt, 

(Nr. 5288.) oder, 


=> | 


oder, wenn die Direktion ſich mit deren Prüfung nicht befaſſen will, zum gericht: 
lichen Depoſitorium bei dem Richter der belegenen Sache. 


H. 70. 
Beamte der Sozietaͤt. 


Die Geſchaͤfte der Sozietaͤt werden einſtweilen bei den Regierungen zu 
Koͤnigsberg und Gumbinnen von dem Dirigenten der Abtheilung des Innern, 
einem Juſtitiarius und einem Mitgliede der Regierung, welche beide letztere 
unter Genehmigung der Disziplinar⸗Miniſter beſtimmt werden, in kollegialiſcher 
Form unter der Firma: 

„Oſtpreußiſche Feuerſozietaͤts⸗Direktion“ 
und der oberen Leitung des Oberpraͤſidenten bearbeitet. 


. 


Die Kaſſengeſchaͤfte der Feuerſozietaͤt uͤbernimmt in jedem der beiden 
Regierungsbezirke gleichfalls einſtweilen die betreffende Regierungs-Hauptkaſſe 
gegen Empfang eines angemeſſenen Gehaltszuſchuſſes aus der Feuerſozietaͤtskaſſe, 
aus welcher auch ein verhaͤltnißmaͤßiger Theil zu der dem betreffenden Buch- 
en und Rendanten zu bewilligenden Penſion eintretenden Falles gezahlt wer: 

en muß. 


H. 72. 


Die mit den Sozietaͤtsgeſchaͤften beauftragten Regierungs-Mitglieder und 
der als Expedient und Kalkulator anzuſtellende Beamte werden aus der Feuer⸗ 


ſozietaͤtskaſſe auf Grund eines von der Direktion entworfenen, von den Repraͤ⸗ 


ſentanten feſtgeſtellten und von dem Oberpraͤſidenten genehmigten Etats ange⸗ 
meſſen remunerirt. 

Zur Beſtreitung der Buͤreaubeduͤrfniſſe, einſchließlich des beſonderen Ge⸗ 
ſchaͤftslokals, und zur Remunerirung der etwa noͤthigen Huͤlfsarbeiter und Unter: 
beamten werden angemeſſene Dispoſttions quanta auf den Etat gebracht, in wel⸗ 
chen auch im Falle von Erſparniſſen ein Fonds, der jedoch Ein Prozent der 
ordentlichen Beitraͤge nicht uͤberſteigen darf, zur Remuneration der im Intereſſe 
der Sozietaͤt beſonders verdienſtlichen Magiſtratsbeamten aufzunehmen iſt. 


H. 73. 


Der Etat wird fuͤr jede Regierung in einer Unterabtheilung beſonders 
entworfen und nach der Seitens der Repraͤſentanten geſchehenen Feſtſtellung zur 
Genehmigung eingereicht. f 


$. 74. 
Unmittelbar unter der Feuerſozietaͤts-Direktion fungiren die Magiſtraͤte. 


* 


H. 75. 


1 Die Erhebung der Beiträge und Auszahlung der Brandſchadenverguͤtungen 
erfolgt durch die betreffende Kaͤmmereikaſſe. e 


H. 76. 


a Fuͤr Reoiſion in Sozietaͤtsangelegenheiten werden die bei der Sozietaͤt 
| en Beamten noch den für bie Regierungsbeamten beſtehenden geſetz⸗ 


lichen Vorſchriften entſchaͤdigt. 
9. 
Repraͤſentanten. 


Die Sozietaͤt wird in dem Zeitraum von einer Reglementsreviſſon zur 

anderen durch fuͤnf Repraͤſentanten vertreten, wovon drei für den Regierungs⸗ 
bezirk Königsberg und zwei fuͤr den Regierungsbezirk Gumbinnen aus den be⸗ 

treffenden Aſſoziirten mit eben fo vielen Stellvertretern gewählt werden. 


Die Wahl erfolgt durch die zur Reglementsreviſion einberufenen De⸗ 
putirten. 


Fuͤr die erſte Periode find die Repraſentanten und Stellvertreter bereits 
von den Reoiſions⸗Deputirten mit verbindlicher Kraft erwaͤhlt. 


H. 78. 


Die Repräfentanten werden von dem Oberpraͤſidenten jährlich in der 
erſten Hälfte des Monats Juni nach Königsberg einberufen und tagen unter 
der Leitung eines aus ihrer Mitte gewählten Vorſitzenden. In dringenden 
Faͤllen konnen fie auch zu jeder anderen Zeit außerordentlich einberufen, oder 
es kann ihr ſchriftliches Votum erfordert werden. 


H. 79. 


Die Repraͤſentanten haben die Befugniß: 
1) den von der Direktion zu entwerfenden Verwaltungskoſten⸗Etat feſt⸗ 


uſtellen; 

2) die von dem Rendanten abgelegte und von der Direktion revidirte Jahres⸗ 
rechnung zu ſuperrevidiren und zu dechargiren; i 

3) auf den Vorſchlag der Direktion innerhalb der Etatsgrenzen außerordent⸗ 
liche Gratififationen zu bewilligen; 

4) auf den Vorſchlag der Direktion und nach vorheriger Pruͤfung Seitens 
des Juſtitiarius Darlehne zu bewilligen, wobei die Aſſoziirten vorzugs⸗ 
weiſe beruͤckſichtigt werden ſollen; ; 

(Nr. 5288.) 5) den 
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5) den An⸗ und Verkauf von Grundſtuͤcken und Gerechtigkeiten zu geneh⸗ 9 


migen; f 

6) uͤber die Anſtellung von Regreßklagen und Beſchwerden und 

7) über die Ausſchließung einzelner Sozietaͤtsmitglieder (er. H. 7. des Re 
glements) zu beſchließen; 

8) 19 über alle wichtige Angelegenheiten der Verwaltung gutachtlich zu 
ußern; 

9) die etatsmaͤßig anzuſtellenden Unterbeamten aus den dazu von der Di⸗ 
rektion vorzuſchlagenden Kandidaten zu waͤhlen. Auch ſollen dieſe nur 
mit ihrer Zuſtimmung von der Direktion penſionirt werden. 


$. 80. 


Die Beſtaͤtigung der von den Repraͤſentanten gewaͤhlten Beamten, die 
Genehmigung des Etats und Entſcheidung in allen Streitfaͤllen zwiſchen der 
Direktion und den Repraͤſentanten ſteht dem Oberpraͤſidenten zu. 


H. 81. 


Die Repraͤſentanten erhalten für die Dauer ihres Geſchaͤfts drei Thaler 


Tagegelder und funfzehn Silbergroſchen Reiſekoſten pro Meile. 
5. 82. 
Kataſter. 

Bei der Sozietätsdireftion wird ein Hauptlagerbuch und bei jedem Ma⸗ 
giſtrate ein beſonderes Ortskataſter geführt, welches alle, das Feuerverſicherungs⸗ 
geſchaͤft betreffende Haupthandlungen nachweiſen muß. 

H. 83. 


Damit aus dem Hauptlagerbuche in Zuſammenſtellung mit den Rech⸗ 
nungen zu jeder Zeit alle, das Feuerſozietaͤtsweſen betreffenden Data mit Leich⸗ 


tigkeit und Gleichfoͤrmigkeit entnommen werden koͤnnen, ſo iſt das Kataſter in 


zweifacher Ausfertigung, fuͤr jede Stadt beſonders, und zwar geordnet nach 

der Reihenfolge der einzelnen darin belegenen Grundſtuͤcke, nach dem hier bei⸗ 

„gefuͤgten oder einem mit Genehmigung des Oberpraͤſidenten von der Direktion 
Nader feſtgeſtellten Formulare anzulegen und weiter durchzufuͤhren. 


Die Unikate dieſer Ortskataſter bilden das Stadtlagerbuch, wogegen aus 
den der Sozietaͤtsdirektion einzureichenden Duplikaten das Hauptlagerbuch zu⸗ 
ſammengeſetzt wird. 8 


H. 84. 


Die vorfallenden Veraͤnderungen (Eintreten neuer, oder Wegfall bisheri⸗ 
a ger 


e 


ger Theilnehmer, Erhoͤhung oder Herunterſetzung der Verſicherungsſumme, fs 


weit als ſolche zulaͤſſig iſt (. 26. 65.), und Verſetzungen aus einer Klaſſe in 
die andere) werden in die dazu beſonders beſtimmten Kolumnen nachgetragen. 
Wenn dergleichen Veraͤnderungen ſich in einem Ortskataſter zu ſehr haͤufen, ſo 
iſt ein neues Ortskataſter in duplo auszufertigen, um ſowohl in dem Haupt⸗ 


als in dem Stadtlagerbuch gleichzeitig an die Stelle des alten gebracht zu 


werden. 


H. 85. 


Damit aber immer vollkommene Uebereinſtimmung zwiſchen dem Haupt⸗ 
lagerbuche und den Ortskataſtern erhalten werde, muß jeder Magiſtrat alljaͤhrlich, 
ſogleich nach Berichtigung der Eintragungen und Vermerke, die mit dem An⸗ 
fange des neuen Jahres in Wirkung treten, eine getreue und von ihm beglau⸗ 
bigte Abſchrift aller Veraͤnderungsvermerke, welche ſeit dem Zeitpunkte der letzten 
gleichartigen Berichterſtattung ſtattgefunden haben, in duplo an die Ssozietaͤts⸗ 
Direktion einſenden, und letztere hat demſelben das Duplikat, mit dem Atteſte 
der Richtigkeit und geſchehenen Uebertragung in das Hauptlagerbuch verſehen, 
binnen laͤngſtens drei Monaten zuruͤckzuſenden. 


H. 86. 


Alle Anträge auf den Eintritt in die Sozietaͤt oder Erhöhung einer Ver⸗ 
ſicherungsſumme konnen zu jeder Zeit bei dem Magiſtrate angebracht werden. 
Dieſer hat alsdann ſofort die Anfertigung des Kataſters zu veranlaſſen und 
ſolches an die Direktion einzuſenden, von welcher die Genehmigung in einer 
befonderen Verfuͤgung auszuſprechen iſt. 


$. 87. 


Dem Verſicherten iſt zu jeder Zeit die Einſicht des Ortskataſters, ſoweit 
es ihn betrifft, geſtattet, um ſich davon zu überzeugen, daß nach der Beſchrei— 
bung oder Taxe (§ 9. 19. und 23.) die Eintragung im Kataſter ſtattgefunden 
habe. Wenn aber der verſicherte Eigenthuͤmer außerdem vom Magiſtrate eine 
Beſcheinigung uͤber ſeine Feuerverſicherung begehrt, ſo ſoll dieſe zwar nicht ver⸗ 
tagt werden, fie kann jedoch nur gegen Entrichtung der Schreibgebuͤhren 
erfolgen. a i f 


H. 88. 
Schadensaufnahme. 


Bei entſtehenden Brandunfaͤllen muß der Magiſtrat, unter Bezeichnung 
der Kataſternummer der verungluͤckten Gebaͤude, der Cozietätäbirektion mit 
der naͤchſten Poſt eine kurze Anzeige erſtatten, demnaͤchſt aber die Schadens: 
aufnahme ($$. 37. ff.) in laͤngſtens 14 Tagen nach dem ſtattgehabten Brand⸗ 

Jahrgang 1860, (Nr. 5288.) 77 ſchaden 


„„ s 
ſchaden vollftändig bewirken und folche fofort an die Direktion einſenden, in 


deren Haͤnden ſich dieſelbe laͤngſtens iunerhalb vier Wochen nach dem eingetretenen 
Brandſchaden befinden muß. 


$. 89. 


Werden dieſe (H. 88.) Friſten verabſaͤumt, oder finden ſich gegen die 
Schadensaufnahme Seitens der Sozietaͤtsdirektion weſentliche Erinnerungen, 
denen nicht mehr vor Eintritt der erſten reglementsmaͤßigen Zahlungsfriſt 
(HH. 55. ff.) abgeholfen werden kann, fo iſt der Saͤumige für die daraus etwa 
entſtehenden nachtheiligen Folgen verhaftet und uͤberdies nach Umſtaͤnden in eine 
Ordnungsſtrafe von 1 bis 20 Rthlrn. verfallen. 


H. 90. 
Einziehung der Beitraͤge. 


Die Einziehung der ordentlichen Beitraͤge erfolgt auf Grund einer Hebe⸗ 


rolle, welche am Anfange jeden Jahres der ſtaͤdtiſche Feuerkaſſen⸗Rezeptor nach 


dem Ortskataſter anzulegen und der Magiſtrat zu revidiren und zu beſtaͤtigen 


hat, dagegen die der außerordentlichen Beiträge (H. 27.) nach den von der 
Direktion ergehenden und von den Magiſtraͤten ſowohl den Feuerkaſſen⸗Rezep⸗ 
turen als den einzelnen Debenten bekannt zu machenden Ausſchreibungen. 


§. 91. 
Kaſſengeſchaͤfte. 


Uebrigens ſind die Kaſſengeſchaͤfte ſo zu betreiben, daß alle Geldverſen⸗ 
dungen zwiſchen der Sozietaͤtskaſſe und den einzelnen ſtaͤdtiſchen Feuerkaſſen⸗ 
Rezepturen moͤglichſt vermieden, die der erſteren obliegenden Zahlungen auf die 
letzteren angewieſen, und demnach von den letzteren an die erſteren, ſoviel 
irgend thunlich, nur Quittungen uͤber die auf Anweiſung geleiſteten Zahlungen 
uͤberſendet werden. 


H. 92. 


Zu dieſem Zwecke kann, wiewohl die Direktion ihrerſeits alle Zahlungs⸗ 
anweiſungen an die Sszietaͤtskaſſe ergehen läßt, die letztere alle vorkommende 


Zahlungen, unter Beobachtung der ihr dieſerhalb zu ertheilenden Vorſchriften, 


auf die einzelnen ſtaͤdtiſchen Feuerkaſſen⸗Rezepturen anweiſen. 


$. 93. 


Die einzelnen Feuerkaſſen⸗Rezepturen leiſten aber ihrerſeits alle Auszah⸗ 


lungen nur im Namen, auf Rechnung und auf Anweiſung der Sszietaͤtskaſſe, 
5 d unter 
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unter Zuziehung und gemeinſchaftlicher Verantwortlichkeit der ſtaͤdtiſchen 
Kaſſenkuratel. 

H. 94. 


Alle Auszahlungen ohne Unterſchied muͤſſen alſo bei der Sozietaͤtsdirektion 
nachgeſucht und von ihr feſtgeſetzt und angewieſen werden. 


F. 95. 


| Der Sozietätsdireftion und Sozietätöfaffe liegt es ob, bei ihren Dispo⸗ 
ſitionen dahin zu ſehen, daß bei keinem Stadt⸗Feuerſozietaͤts-Rendanten ein zu 
| ua baarer Beſtand erwachfen könne. Des Endes muß aber auch jeder 
endant durch den ihm vorgeſetzten Magiſtrat monatlich einen Abſchluß uͤber 
ſein Soll, Iſt, Reſt und Beſtand an die Sozietaͤtsdirektion gelangen laſſen. 


Nenn 
Vermoͤgensfonds. 


Mit der Vereinigung der bisherigen beſonderen Feuerſozietaͤten der Staͤdte 
der beiden Regierungsbezirke in dieſe Sozietaͤt werden auch deren Fonds ge⸗ 
meinſchaftliches Eigenthum der vereinigten Sozietaͤt. Dieſelben koͤnnen, im Falle 

die ordentlichen Beitraͤge = den Ausgaben nicht ausreichen, bis auf einen 
Stammfonds von 50,000 Rthlr. verwendet werden. Neue Erſparniſſe koͤnnen 
auf Vorſchlag der Direktion und der Repraͤſentanten mit Genehmigung des 
Oberpraͤſidenten zum Erlaß von Beiträgen verwendet werden. 

Die Fonds der Sozietät ſollen in Staatspapieren, einſchließlich der Ren⸗ 
tenbriefe, und in Pfandbriefen, außerdem aber bei pupillariſcher Sicherheit hy⸗ 
pothekariſch zinsbar angelegt werden. In letzterem Falle it uͤberdies bei ſtaͤd⸗ 
tiſchen Grundſtuͤcken der betreffende Magiſtrat, bei laͤndlichen der Landrath gut⸗ 
achtlich uͤber die Sicherheit der Anlegung zu hören. 


| F. 97. 
ö Rechnungsfuͤhrung und Abnahme. 


* Was die Rechnungsabnahme betrifft, ſo hat alljährlich längſtens bis drei 
Monat nach Neujahr jeder Kommunalkaſſen⸗Rendant feine völlig erledigte Ori⸗ 
ginal⸗Heberolle durch den Magiſtrat an die Sozietaͤtsdirektion einzuſenden und 
erhaͤlt ein von der letzteren ausgefertigtes Zeugniß darüber, daß er die geſammte 
ECEeiinnahme des verfloſſenen Jahres an die Feuerſozietaͤts⸗Kaſſe richtig abgelie⸗ 
fert habe. 


H. 98. 


Darauf zu halten, daß die Ablieferung der Heberollen und der Beiträge 
(Ar. 5288.) a: 4 ſelbſt 


518 
ſelbſt baar und in Quittungen uͤber die auf Anweiſung geleiſteten Zahlungen 
prompt erfolge, liegt der Societaͤtsdirektion bei eigener Verhaftung ob. 


H. 99. 


Jede Feuerſozietaͤts⸗Kaſſe legt jaͤhrlich eine foͤrmliche und vollſtaͤndige 
Rechnung ab. 


H. 100. 


Dieſe wird zunaͤchſt von der Sozietaͤtsdirektion revidirt und hierauf mit 
dem Reviſionsprotokoll den Repraͤſentanten zur Superreviſion und Ertheilung 
der endlichen Decharge vorgelegt. 

Bei dieſer Gelegenheit hat die Direktion mit den Repraͤſentanten uͤber 
wichtige Angelegenheiten zu verhandeln. 

Das Rechnungsrebſſtons⸗Protokoll wird den Magiſtraͤten abſchriftlich zur 
Mittheilung an die Aſſoziirten zugeſtellt, auch ein vollftändiger Rechnungsextrakt 
durch die Amtsblaͤtter zur öffentlichen Kenntniß gebracht, und eine Ausfertigung 
dieſer Bekanntmachung an das Oberpraͤſidium eingeſendet. a 


$. 101. 


Die Juſtifikation der Kaſſeneinnahmen erfolgt auf nachſtehende Weiſe: 

a) das Soll der jaͤhrlichen ordentlichen Beitraͤge wird durch ein auf das 
Lagerbuch gegruͤndetes Atteſt der Sozietaͤtsdirektion, das Soll der außer⸗ 
ordentlichen Beiträge aber (F. 27.) durch das in beglaubigter Abſchrift 
beizufuͤgende Ausſchreiben der Direktion und die derſelben anzuſchließende 
Repartition belegt; ö 

b) von denjenigen Theilnehmern, welche im Laufe des Jahres eintreten oder 
ihre Verſicherungsſumme erhoͤhen laſſen, oder welche eine Herunterſetzung 
derſelben erleiden (HH. 14. 26. ff.), hat die Sozietaͤtsdirektion ein beſon⸗ 
deres Verzeichniß, oder aber ein Atteſt, daß Zu- und Abgang dieſer Art 
nicht ſtattgefunden habe, zum Rechnungsbelage anzufertigen; 

c) etwaige außerordentliche Crane muͤſſen durch befondere Vereinnah⸗ 
mungsorders der Direktion juftifizirt werden; 

d) wenn wider Erwarten Beitraͤge im Ruͤckſtande bleiben, ſo ſind ſolche 
Reſte durch beſondere Atteſte, und wenn ſie gar unbeibringlich werden 
ſollten, durch beſondere Niederſchlagungsorders der Sozietaͤtsdirektion 
nachzuweiſen. 


§. 102, 


Bei der Ausgabe iſt die Hauptpoſt „an bezahlten Brandverguͤtungsgel⸗ 
dern“ durch foͤrmlich ausgefertigte Feſtſetzungsdekrete und reſp. Zahlungsorders 
der Sozietaͤtsdirektion, ingleichen durch gehoͤrige Quittungen der Empfaͤnger zu 
juſtifiziren. Die feſtſtehenden Verwaltungsausgaben werden durch die 1 

geneh⸗ 
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g genehmigten Etats oder beſondere Anweiſungen und durch kaſſenmaͤßige Quit⸗ | 


tungen juſtifizirt. 
$. 103. 


Andere Generalkoſten, dergleichen z. B. bei den Schadensaufnahmen, 
bei den von Amtswegen ſtattfindenden Reviſionen und ähnlichen Gelegenheiten 
vorfallen, kann die Sozietaͤtsdirektion inſoweit, als ſich ſolche auf die Beſtim⸗ 
mungen des gegenwärtigen Reglements gründen, ſelbſtſtandig feſtſtellen und zur 
Auszahlung anweiſen, und es gilt hierbei als Regel, daß Staats- oder Kom⸗ 
munalbeamte, ſoweit ſie nicht unentgeltlich zu fungiren und zu reiſen verpflich⸗ 
tet find, Handwerksmeiſter ꝛe. an Diaͤten, Verſaͤumniß⸗ und e e 
Reiſegeldern ꝛc. nach eben denjenigen Satzen remunerirt werden, die ihnen bei 
1 Geſchaͤften fir öffentliche Rechnung aus Staatskaſſen zukommen 
wuͤrden. 

Zu etwanigen Generalkoſten, die ſich auf das gegenwaͤrtige Reglement 
nicht gründen, muß die Zuſtimmung der Repraſentanten und die Genehmigung 
des Oberpraͤſidenten eingeholt werden. 


F. 104. 


Um die kuͤnftige Ueberſicht aller das ſtaͤdtiſche Feuerſozietaͤtsweſen be⸗ 
treffenden Daten zu erleichtern, muͤſſen alle Jahresrechnungen nach folgender 
Form angelegt werden: 5 f 

1) bei der Einnahme ſind die ordentlichen Beiträge in dem erſten Einnahme⸗ 
titel für jede Klaſſe abgeſondert, mit Angabe der Generalſumme der 

Verſicherungskapitalien der betreffenden Klaſſe und des fuͤr dieſelbe re⸗ 

glementsmaͤßig ſtattfindenden Prozentſatzes in Rechnung zu ſtellen, wo⸗ 

gegen dann die außerordentlichen Beiträge, da ſie ſich von ſelbſt nach 
den ordentlichen beſtimmen, in dem zweiten Einnahmetitel ohne dieſe Un⸗ 

terſcheidungen in folle verrechnet werden koͤnnen. , 

2) Bei der Ausgabe muß in dem erſten Titel, an bezahlten Brandverguͤ⸗ 
tungsgeldern, jeder einzelne Brandunfall namentlich aufgefuͤhrt und in 
beſonderen Kolumnen vorn die Verſicherungsſumme des Gebaͤudes nach⸗ 
gewieſen, die Beitragsklaſſe, zu der es gehört, bezeichnet und die Quote 
der ſtattgefundenen Beſchaͤdigung (F. 39.) vermerkt werden. 


$. 105. 


Die Feuerſozietaͤts-Kaſſe wird in jedem Monat mit der Regierungs⸗ 
Hauptkaſſe zugleich revidirt und ebenſo auch bei außerordentlichen Reviſionen 
der letzteren. 


H. 106. 


Die bei der Kaͤmmereikaſſe befindlichen Sozietaͤtsgelder werden bei den 
von Seiten des Magiſtrats vorzunehmenden Reviſionen mit beruͤckſichtigt. 
(Nr. 5288.) ö $ 


* * 


en 


$. 107. 
Verfahren bei Beſchwerden und Streitigkeiten. 


Beſchwerden uͤber das Verfahren der Magiſtraͤte in Feuerſozietaͤts⸗An⸗ 
gelegenheiten, oder Anfragen derſelben ſind zunaͤchſt bei der Sozietaͤtsdirektion, 
in Br Inſtanz aber bei dem Oberpraͤſidenten der Provinz anzubringen; 
Beſchwerden, welche uͤber die Sozietaͤtsdirektion ſelbſt anzubringen und die An⸗ 
fragen, welche von dieſer zu machen ſein moͤchten, gelangen gleichfalls zunaͤchſt 
an den Oberpraͤſidenten und in letzter Inſtanz an den Miniſter des Innern. 


H. 108. 


Fuͤr Streitigkeiten, welche uͤber gegenſeitige Rechte und Verbindlichkeiten 
zwiſchen der Sozietaͤt und einem oder mehreren Affozürten entſtehen, verbleibt 
es bei dem ordentlichen Wege Rechtens, wenn der Streit ſich auf die Frage 
bezieht, ob der (angeblich) Aſſozürte ruͤckſichtlich eines ihn betreffenden Brand⸗ 
ſchadens überhaupt als zur Sozietät gehörig zu betrachten, oder aber ihm über: 
haupt eine Brandſchaden⸗Verguͤtung zu verſagen ſei, ſowie, wenn die Sozietaͤt 
nach H. 25., weil die Verſicherungsſumme den wirklichen Werth des Gebaͤudes 
in habe, nur eine geringere Brandſchadensverguͤtung zahlen will oder 
gezahlt hat. n 


H. 109. 


Für alle übrigen Streitfaͤlle, namentlich bei Streitigkeiten über die Auf⸗ 
nahme der Taxen oder der Brandſchaͤden, über den Betrag der Feuerverguͤ. 
tungsgelder, über die Zahlungsmodalitaͤten, uͤber zu bezahlende Koſten und der⸗ 

gleichen findet hingegen der ordentliche ch be nicht ſtatt, ſondern es ſteht 
dem betheiligten Intereſſenten, welcher ſich bei der Feſtſetzung der Sozietaͤts⸗ 
Direktion nicht beruhigen will, nur die Wahl zwiſchen dem Wege des Rekur⸗ 
ſes und der Berufung auf eine ſchiedsrichterliche Entſcheidung zu. Iſt aber 
dieſe Wahl einmal getroffen, und auf dem gewaͤhlten Wege bereits einmal eine 
Entſcheidung erfolgt, ſo kann davon nicht wieder abgegangen werden. 


$. 110. 


Der Rekurs iſt an eine ſechswoͤchige Friſt gebunden und geht nach $. 107. 
zunaͤchſt an den Oberpraͤſidenten der Provinz und dann an den Miniſter des 
Innern, deſſen Entſcheidung auf dieſem Wege die endliche und rechtskraͤftige iſt. 

Wer die ſchiedsrichterliche Entſcheidung in Anſpruch nehmen will, muß 
die Berufung darauf binnen einer Praͤkluſiofriſt von ſechs Wochen nach dem 
Empfange der Feſtſetzung der Sozietaͤtsdirektion bei der letzteren anbringen. 


§. 111. 
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$. 111. 


Die ſchiedsrichterliche Behoͤrde ſelbſt ſoll aus drei Schiedsrichtern beſtehen. 
Den erſten Schiedsrichter ernennt der mit der Sozietaͤt in Streit befangene 
Intereſſent, den zweiten der Magiſtrat, und zwar muͤſſen beide aus der ahl 
der Aſſoziirten, großjaͤhrig und untadelhaften Rufes ſein, auch weder mit dem 
Provokanten, noch unter ſich in einem nach den Geſetzen die Zeugnißglaubwuͤr⸗ 
digkeit beeinträchtigenden Verwandtſchaftsverhaͤltniß ſtehen. Den dritten Schieds⸗ 
richter, und zwar denjenigen, welcher als Obmann eintritt, hat die Sozietaͤts⸗ 
Direktion, und zwar lediglich aus der Zahl der im Regierungsbezirke mit Rich⸗ 
tereigenſchaft angeſtellten Juſtizbeamten zu ernennen; dieſem liegt die Proto⸗ 
kollirung und Leitung der Verhandlung ob. 


H. 112. 


Dieſe Verhandlung muß bei Vermeidung der Nichtigkeit ergeben, daß 
beide Theile mit ihren Gruͤnden gehoͤrt worden, und daß die Urkunden und 
Schriften, welche zur Sache gehören, vorgelegen haben. 

Ein Mitglied des Magiſtrats vertritt dabei die Sozietaͤt. 


H. 113. 


Den Spruch fällen die beiden erſten Schiedsrichter, der dritte tritt nur 
alsdann, wenn jene ſich nicht uͤber eine und dieſelbe Meinung vereinigen koͤn⸗ 
nen, als Obmann hinzu, um durch ſeine Stimme den Ausſchlag zu geben. 


§. 114. 


Gegen einen ſolchen ſchiedsrichterlichen Spruch findet nur die Nichtig⸗ 
keitsklage, wenn ſolche durch den $. 112. oder durch die allgemeinen Geſetze 
zu begründen iſt, und zwar alsdann vor dem ordentlichen Richter ſtatt. 

Die Nichtigkeitsklage muß binnen einer Praͤkluſiofriſt von zehn Tagen 
nach Eroͤffnung des ſchieds richterlichen Spruches anhaͤngig gemacht werden. 


$. 115. 

g Außer dem Falle der Nichti keit findet gegen den ſchiedsrichterlichen Aus⸗ 
ſpruch weder Rekurs, noch Appe ation, noch fonft ein Rechtsmittel ſtatt, ſon⸗ 
dern es geht ſolcher nach zehn Tagen in Rechtskraft uͤber. 

$. 116. 
Die ſchiedsrichterlichen Verhandlungen müffen nach rechtskraͤftiger Ab⸗ 


machung der Sache, wenn ſie nicht nach $. 114. an den ordentlichen Richter 
(Nr. 5288.) gelan⸗ 


werden. c 
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gelangen, an die Sozietäͤtsdirektion eingeſandt und in deren Archiv aufbewahrt 


54172 
Requiſitionen. 


Damit die Geſchaͤftsfuͤhrung der Feuerſozietaͤt moͤglichſt erleichtert werde, 
ſoll jeder Kreis- oder Kommunal⸗Beamte innerhalb des Kreiſes oder der Ge⸗ 
meinde, welcher er angehoͤrt, den Requiſitionen, ſowohl der Sozietaͤtsdirektion 
als der Magiſtraͤte, zur Ausrichtung einzelner Geſchaͤfte Folge zu leiſten ver⸗ 
pflichtet ſein. 8 ö 

$. 118. 


Endlich ſoll auch jede oͤffentliche Behoͤrde verpflichtet ſein, der Sozietaͤts⸗ 
Direktion jede von derſelben erbetene und zu ihrem (der requirirten Behörde) 
Geſchaͤftskreiſe gehoͤrige Auskunft, ſoweit nicht beſondere geſetzliche Bedenken 
entgegenſtehen, zu ertheilen. 


$. 119. 


Jeder in den Regierungsbezirken Königsberg und Gumbinnen mit Rich⸗ 
tereigenſchaft angeſtellte Juſtizbeamte iſt, wenn er in einer vor der ſchiedsrich⸗ 
terlichen Behoͤrde zu verhandelnden Streitſache zum Obmann berufen wird, die⸗ 
ſem Rufe inſoweit, als ihn bei erheblichen Behinderungsgruͤnden ſeine vorgeſetzte 
Behoͤrde nicht davon dispenſirt, Folge zu leiſten ſchuldig. 


$. 120. 
Sachverſtaͤndige. 
Ferner ſoll jeder angeſtellte Baubeamte ſchuldig ſein, innerhalb ſeines 


Geſchaͤftskreiſes den Auftragen der Sozietaͤtsdirektion und den Requiſitionen 
der Magiſtraͤte zu Tax- oder Brandſchadens-Aufnahmen oder zu den Reviſio⸗ 
nen Folge zu leiſten, und die vorgeſetzte Regierung ſoll ihn noͤthigenfalls dazu 
anhalten. \ 


$. 121. 


Sind dabei Reifen nöthig, fo bezieht der Baubeamte die reglementsmaͤßi⸗ 
gen Diaͤten und Fuhrkoſten, wie ſolche der Staat verguͤtet, in ſeinem Wohn⸗ 
orte aber nur die Diaͤten ſeines Grades. 


H. 122. 


Praͤmien, Beihuͤlfen zur Anſchaffung und Herſtellung 
beſchaͤdigter Loͤſchgeraͤthe. 


Zu Praͤmien und Belohnungen fuͤr vorzuͤglich wirkſam gewordene e 
f u fe⸗ 


eee a 0 23 dr 
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huͤlfeleiſtungen oder zum Erſatz außerordentlicher Beſchaͤdigungen, ſoweit hierbei 
das Reglement nicht entgegenſteht, ſoll alljährlich im Etat eine beſtimmte Summe 
ausgeſetzt werden, uͤber welche zu den gedachten Zwecken die Feuerſozietaͤts⸗ 
Direktion zu verfuͤgen hat. Die letztere 1 auch berechtigt, einzelnen Kommunen 
zur Anſchaffung von Spritzen eine Beihuͤlfe von hoͤchſtens funfzig Prozent der 
Anſchaffungskoſten zu bewilligen. 

Auch ſoll der Direktion uͤberlaſſen ſein, zur Verguͤtung der bei einem 
Brande entftandenen Schäden an Öffentlichen Loͤſchgeraͤthen in affozüirten Staͤd⸗ 
ten, ſowie zur Verguͤtung von Beſchaͤdigungen an nicht verſicherten Gegenſtaͤn⸗ 
den, wenn ſolche zur Loͤſchung oder Verhinderung der Weiterverbreitung des 
Brandes auf polizeiliche Anordnung angerichtet worden find, oder doch nach⸗ 
her ſich als noͤthig oder nuͤtzlich fuͤr dieſen Zweck erwieſen haben, einen Beitrag 
von hoͤchſtens der Hälfte des ermittelten Schadens in dem Maaße zu leiſten, 
als das Intereſſe der Sozietät bei der Sache mit beteiligt iſt. 

Beſchaͤdigungen an den Spritzen dem Sozietätöverbande nicht angehoͤri⸗ 
ger Ortſchaften koͤnnen mit dem vollen Betrage verguͤtigt werden. 

Fuͤr alle nach dem Vorſtehenden ganz oder theilweiſe zu verguͤtenden 
Beſchaͤdigungen find jedoch nur dann Verguͤtüngen zu gewähren, wenn ſie in⸗ 
nerhalb acht Tagen nach dem Brande bei der Ortsbehoͤrde Behufs der Beſich—⸗ 
tigung und Feſtſtellung zur Anzeige gebracht werden. b 


F. 123. 


Das gegenwaͤrtige Reglement tritt mit dem 1. Januar 1861. in Kraft. 
Gegeben Berlin, den 18. November 1860. 


(L. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 


v. Patow. Gr. v. Schwerin. 
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(Nr. 5289.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 19. November 1860., betreffend die Verleihung des 
Rechts zur Erhebung des Chauſſeegeldes auf der Straße von Dahle bis 
zur Altena⸗Weſtiger Chauſſee, an die Gemeinde Dahle. 


Al Ihren Bericht vom 8. November d. J. will Ich der Gemeinde Dahle, 
Kreis Altena, Regierungsbezirks Arnsberg, gegen Uebernahme der kuͤnftigen 
chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der von ihr gebauten Straße von Dahle bis zur 
Altena⸗Weſtiger Chauſſee das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den 
Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗ 
Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die Be⸗ 
freiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchrif⸗ 
ten, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewendet 
werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld-Tarife vom 
29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei-Ver⸗ 
gehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz- Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 19. November 1860. 
| Im Namen Sr. Majeſtaͤt des Königs: 
Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
v. d. Heydt. v. Patow. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. g 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(N. Decker). R 


